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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Kern, Dr.-Ing. Laermann, 
Dr. Bardens, Egert, Jaunich, Dr. Lohmar, Frau Lüdemann, Möllemann, 
Spitzmüller und der Fraktionen der SPD, FDP zur Großen Anfrage 
der Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann, Kern, Egert, Dr. Bardens, 
Spitzmüller und der Fraktionen der SPD, FDP 

— Drucksache 7/5330 — 

zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. Neumeister, Alber und der Fraktion 
der CDU/CSU zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann, 
Kern, Egert, Dr. Bardens, Spitzmüller und der Fraktionen der SPD, FDP 

— Drucksache 7/5336 — 


A. Problem 

Trotz vielfältiger, weltweiter Bemühungen ist es bisher noch 
nicht gelungen, Krebserkrankungen, die häufigste Todesursache 
nach den Kreislauferkrankungen, wirksam einzudämmen. Die 
Kenntnisse über Ursachen von Krebserkrankungen, Früherken- 
nungsmethoden und geeigneten Behandlungsverfahren reichen 
noch nicht aus, den Krebs wirksam und auf breiter Basis zu 
bekämpfen. 

B. Lösung 

Der Kampf gegen den Krebs soll verstärkt, die Krebsforschung 
intensiviert und auch international verflochten werden, die Vor- 
sorge soll verbessert und die Bevölkerung mehr als bisher für 
die Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen gewonnen 
werden, ferner sollen neue Erkenntnisse bei Untersuchungen 
und Behandlungen rascher angewendet werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Soweit durch den Antrag zusätzliche Kosten entstehen, können 
sie durch vorhandene Haushaltsansätze gedeckt werden. 
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A. Bericht des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 


, 1 . 

Die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Krebsforschung — Drucksache 7/3236 — wurde 
von der Bundesregierung am 9. Februar 1976 — 
Drucksache 7/4711 — und am 25. Februar 1976 — 
Drucksache 7/4815 — schriftlich beantwortet. 

Die Aussprache hierüber fand in der 251. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 11. Juni 1976 statt. 
Der dabei von den Fraktionen der SPD, FDP 
cingebrachte Entschließungsantrag — Drucksache 
7/5330 — sowie der von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachte Entschließungsantrag — Drucksache 
7/5336 — wurden in dieser Sitzung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit über- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat in seiner Sitzung am 23. Juni 1976 
beide Entschließungsanträge beraten und auf deren 
Grundlage den dem Deutschen Bundestag zur An- 
nahme empfohlenen Antrag einstimmig beschlossen. 

II. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
ist bei seiner abschließenden Beratung zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß der Deutsche Bundestag trotz 
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der bei der Aussprache am 11. Juni 1976 erkenn- 
baren, sehr weitgehenden Übereinstimmung aller 
Fraktionen in der Bewertung der Antwort der Bun- 
desregierung auf die Große Anfrage und in der Ziel- 
setzung, die Krebsforschung eng und auch interna- 
tional eng zu verflechten, die Vorsorge zu verbes- 
sern und die Bevölkerung mehr als bisher dafür zu 
gewinnen, sowie neue Erkenntnisse bei Untersu- 
chung und Behandlung rasch anzuwenden, von einer 
ausdrücklichen Bekundung nicht absehen sollte. Dar- 
über hinaus kann der Deutsche Bundestag auf diese 
Weise die Bundesregierung nicht nur zu noch größe- 
ren Anstrengungen auf dem von ihr vorgeschlage- 
nen Weg veranlassen, sondern ihr auch nachdrück- 
liche Unterstützung für die Verhandlung mit den 
Ländern und den Wissenschaftsorganisationen und 
-verbänden gewähren, die zu einer besseren Ab- 
stimmung der Aufgabenbereiche erforderlich sind 
und die zu einer Intensivierung und Verbesserung 
bei dem von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Weg für eine Lösung der mit der Krebsforschung 
verbundenen Problematik führen müssen. 

Die Ausschußberatung hat im einzelnen zu einer 
Neuformulierung beider Entschließungsanträge ge- 
führt. Sie bedarf im Hinblick auf die Aussprache am 
11. Juni 1976 keiner näheren Erläuterung. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Krebsforschung in der Bundesrepublik Deutschland muß mit Vorrang geför- 
dert werden. Der Deutsche Bundestag ist sich bewußt, daß zusätzliche finanzielle 
Förderung der Forschung allein nicht zu schnellen Erfolgen bei der Bekämpfung 
der Krebserkrankungen führen wird. Er stimmt daher der in der Schlußbemer- 
kung der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Koalitions- 
fraktionen — Drucksache 7/4711 — dar gestellten Auffassung zu. Der Bundestag 
mißt neben der finanziellen Forschungsförderung der stärkeren Kooperation der 
vielfältigen qualifizierten und international anerkannten Einrichtungen der 
Krebsforschung, der Krebsfrüherkennung, der Krebsheilung sowie der Krebsnach- 
sorge und deren institutioneilen Weiterentwicklung hohe Bedeutung bei. 
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Der Deutsche Bundestag fordert von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit 

den Ländern 

1. die Vorlage eines nationalen Krebsberichts als Fortschreibung der Antwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage betreffend Krebsforschung 

— Drucksachen 7/4711, 7/4815 — bis zum 31. Dezember 1978, aus dem insbe- 
sondere hervorgeht, welche weiteren Maßnahmen zur Koordination der For- 
schungsaktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland und im internationalen 
Verbund eingeleitet wurden; 

2. die Verstärkung der Anstrengungen zur Umsetzung von Erkenntnissen der 
internationalen Krebsforschung und der Verhaltensforschung in die medizi- 
nische Praxis sowie in die Aus- und Fortbildung der Heil- und Assistenz- 
berufe des Gesundheitswesens und die Gesundheitserziehung; 

3. eine Prüfung, wie regionale interdisziplinäre Krebszentren und onkologisdie 
Stationen an allgemeinen Krankenhäusern eingerichtet werden können; 

4. die ernsthafte Prüfung auch jener Förderungsanträge, die auf unkonventionelle 
Weise versuchen, die wissenschaftlichen Grundlagen zur Bekämpfung des 
Krebses zu verbessern sowie die Prüfung von Vorstellungen, die nicht den 
bisherigen schulmedizinischen Vorstellungen entsprechen; 

5. die Umsetzung der Erkenntnisse aus Motivationsstudien sowie gegebenenfalls 
ergänzende Motivationsstudien mit dem Ziel, eine stärkere Beteiligung der 
Bevölkerung an den Krebsfrüherkennungsuntersuchungen zu erreichen. 

6. die Prüfung, ob ein weiteres Krebsregister in einem ländlich strukturierten 
Flächenstaat geschaffen werden muß sowie die Prüfung, ob dazu eventuell das 
in Baden-Württemberg existierende Register geeignet ist; 

7. den beschleunigten Ausbau von Klinikregistern, die alle an der Klinik behan- 
delten Krebskranken erfassen, um insbesondere eine umfassende Nachsorge 
im Anschluß an die Behandlung zu ermöglichen; 

8. die bundeseinheitliche Regelung eines Berufsbildes anzustreben, in dem in 
zweckmäßiger Weise die bisherigen länderrechtlichen Regelungen für Zytolo- 
gie-Assistenten vereinheitlicht werden, gegebenenfalls im Rahmen ergänzen- 
der Bestimmungen des Gesetzes über Medizinisch-Technische Assistenten in 
der Medizin (MTA-Gesetz) ; 

9. die Errichtung einer institutionalisierten Kooperationsebene für Krebsfor- 
schung und Krebsbekämpfung, insbesondere mit dem Ziel 

— der verbesserten Zusammenarbeit von Bund, Ländern und der die For- 
schung fördernden Institutionen sowie der wissenschaftlichen Fachgesell- 
schaften 

und 

— der Erarbeitung von Prioritäten in der Forschung, insbesondere auch der 
Krebsbekämpfung. 


Bonn, den 23, Juni 1976 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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